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Antrag 

der Abgeordneten Maximilian Böltl, Jürgen Baumgärtner, Kerstin Schreyer, Josef 
Zellmeier, Michael Hofmann, Martin Wagle, Daniel Artmann, Konrad Baur, 
Barbara Becker, Jürgen Eberwein, Dr. Stefan Ebner, Patrick Grossmann, Andreas 
Kaufmann, Manuel Knoll, Jochen Kohler, Joachim Konrad, Harald Kühn, 
Benjamin Miskowitsch, Martin Mittag, Walter Nussel, Jenny Schack, Josef 
Schmid, Thorsten Schwab, Werner Stieglitz, Steffen Vogel CSU, 

Florian Streibl, Felix Locke, Martin Behringer, Tobias Beck, Dr. Martin 
Brunnhuber, Susann Enders, Stefan Frühbeißer, Johann Groß, Wolfgang Hauber, 
Bernhard Heinisch, Alexander Hold, Marina Jakob, Michael Koller, Nikolaus 
Kraus, Josef Lausch, Christian Lindinger, Rainer Ludwig, Ulrike Müller, 
Prof. Dr. Michael Piazolo, Bernhard Pohl, Julian Preidl, Anton Rittel, Markus 
Saller, Martin Scharf, Werner Schießl, Gabi Schmidt, Roswitha Toso, Roland 
Weigert, Jutta Widmann, Benno Zierer, Felix Freiherr von Zobel, Thomas Zöller 
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Steuerliche Förderung Wohnungsbau III: 
Baukasten als Bauturbo – steuerliche Erleichterungen für mehr Wohnungen 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, dem Landtag zu den Auswirkungen nachfolgend 
vorgeschlagener Entlastungen insbesondere steuerlicher Art im Wohnungsbau zu be-
richten und sich bei positivem Ergebnis der Prüfung sodann auf Bundesebene dafür 
einzusetzen. Zu berücksichtigen sind in einer grundsätzlichen Betrachtung sowohl 
Steuermindereinnahmen im Haushalt als auch Steuermehreinnahmen durch der von 
den Maßnahmen induzierten zusätzlichen Bautätigkeit, welche im Saldo möglicher-
weise überwiegen. 

Dies umfasst insbesondere die folgenden Maßnahmen: 

─ Verbesserung der Abschreibungsbedingungen für den Mietwohnungsbau 
(z. B. durch Einführung einer zeitweisen Sonderabschreibung (Sonder-AfA) in Höhe 
von 50 Prozent der tatsächlichen Anschaffungs- und Herstellungskosten im Miet-
wohnungsbau über fünf Jahre) 

─ Wiederaufnahme der steuerlichen Eigenheimförderung 

─ Abzugsfähigkeit der Darlehenszinsen für selbstgenutzten Wohnraum im Rahmen 
der Einkommensteuer 

─ Wegfall der Grunderwerbsteuer beim ersten Immobilienkauf 

─ kostenfreie Grundbucheintragung beim Erwerb von selbstgenutztem Wohneigen-
tum nach dem Vorbild Österreichs 

─ Bürokratieabbau bzgl. Dokumentation von Sanierungsaufwendungen 

─ Wegfall der Zinsschranke nach § 4h Einkommensteuergesetz (EstG) für größere 
Neubauvorhaben 

─ Wiedereinführung der Umsatzsteueroption, um Mieten zu stabilisieren bzw. zu sen-
ken 
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─ Festlegung einer pauschalen Mindestsumme für die Definition als Neubau bei Um-
nutzung von Gewerbe in Wohnen und dessen steuerlicher Einordnung 

 

 

Begründung: 

Steuerliche Rahmenbedingungen leisten einen starken Anreiz für den privaten Woh-
nungsbau. Daher sollten, auch für den Fall der Ablehnung der bayerischen Bundesrats-
initiativen (BR-Drs. 92/23 und BR-Drs. 110/24), Maßnahmen überlegt werden, die ei-
nerseits den Wohnungsneubau attraktiver machen, andererseits Bürgern den Schritt 
ins Wohneigentum erleichtern. Das Ziel muss sein, dass insbesondere auch junge Men-
schen und Familien mit mittleren Einkommen, sich trotz gestiegener Marktzinsen wieder 
die Finanzierung von Wohneigentum leisten können.  

Auf Basis der aktuellen Haushaltslage ist dabei darauf zu achten, inwieweit zusätzliche 
Anreize zu mehr Bauvolumen und damit zu neuen Einnahmen führen und ob dies die 
theoretischen Mindereinnahmen kompensiert. Denn für eine Wohnung, die ohne Er-
leichterungen gar nicht gekauft worden wäre, fiele auch gar keine Steuer an. 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Staatshaushalt und Finanzfragen 

Antrag der Abgeordneten Maximilian Böltl, Jürgen Baumgärtner, 
Kerstin Schreyer u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Martin Behringer u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Drs. 19/9500 

Steuerliche Förderung Wohnungsbau III: 
Baukasten als Bauturbo - steuerliche Erleichterungen für mehr Wohnungen 

I. Beschlussempfehlung: 

Z u s t im m u n g  

Berichterstatter: Patrick Grossmann 
Mitberichterstatter: Tim Pargent 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen feder-
führend zugewiesen. Weitere Ausschüsse haben sich mit dem Antrag nicht 
befasst. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner 82. Sitzung  
am 29. Januar 2026 beraten und e i n s t im m ig  Zustimmung empfohlen. 

Josef Zellmeier 
Vorsitzender 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Präsidentin Ilse Aigner



Präsidentin Ilse Aigner: Ich rufe Tagesordnungspunkt 2 auf:

Abstimmung

über Verfassungsstreitigkeiten, Europaangelegenheiten und Anträge, die gem. § 

59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage 1)

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak­

tionen verweise ich auf die endgültige Abstimmliste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim­

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der endgültigen Abstimmliste einver­

standen ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das ist das ganze Hohe Haus. Gibt 

es Gegenstimmen? – Das sehe ich nicht. Enthaltungen? – Das sehe ich auch nicht. 

Damit werden diese Voten vom Landtag übernommen.
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Beschlussempfehlungen der Ausschüsse, die der 
Abstimmung über die Verfassungsstreitigkeiten, 
Europaangelegenheiten und nicht einzeln zu beratenden 
Anträge zugrunde gelegt wurden (Tagesordnungspunkt 2) 
 
Es bedeuten: 
(E)  einstimmige Zustimmungsempfehlung des Ausschusses 
(G)  Zustimmungsempfehlung des Ausschusses mit Gegenstimmen 
(ENTH) Zustimmungsempfehlung des Ausschusses mit Enthaltungen 
  oder 
  Enthaltung einer Fraktion im Ausschuss 
(A)  Ablehnungsempfehlung des Ausschusses oder 
  Ablehnung einer Fraktion im Ausschuss 
(Z)  Zustimmung einer Fraktion im Ausschuss 

Verfassungsstreitigkeiten 

1. Schreiben des Bayerischen Verfassungsgerichtshofs vom 18. Februar 2026 
(Vf.3-VII-26) betreffend 
Antrag auf Feststellung der Verfassungswidrigkeit 
1. des Art. 21 Abs. 1 a der Gemeindeordnung (GO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBl. S. 796, 797, BayRS 2020-1-1-l), 
die zuletzt durch § 1 des Gesetzes vom 23. Dezember 2025 (GVBl. S. 637) 
geändert worden ist, 
2. des Art. 15 Abs. 1 a der Landkreisordnung (LKrO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBl. S. 826, BayRS 2020-3-1-l), die 
zuletzt durch § 2 des Gesetzes vom 23. Dezember 2025 (GVBl. S. 637) 
geändert worden ist, 
3. des Art. 15 Abs. 1 a der Bezirksordnung (BezO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 22. August 1998 GVBl. S. 850, BayRS 2020-4-2-l), die 
zuletzt durch § 3 des Gesetzes vom 23. Dezember 2025 (GVBl. S. 637) 
geändert worden ist 
PII-3001-2-45 
Drs. 19/10803 (G) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration 
 
I. Der Landtag beteiligt sich an dem Verfahren. 
II. Die Klage ist zulässig, aber unbegründet. 
III. Zum Vertreter des Landtags wird der Abgeordnete  
 Dr. Alexander Dietrich bestimmt. 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z A Z Z 
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2. Meinungsverschiedenheit  
(Vf.2-VIII-26 Bayerischer Verfassungsgerichtshof) 
zwischen der Antragstellerin 
Fraktion Alternative für Deutschland im Bayerischen Landtag 
und den Antragsgegnerinnen 
1. CSU-Fraktion im Bayerischen Landtag 
2. Fraktion FREIE WÄHLER im Bayerischen Landtag 
3. Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Bayerischen Landtag 
4. Bayern SPD-Landtagsfraktion 
5. Bayerische Staatsregierung 
vom 18. Februar 2026 über die Frage, ob 
1. Art. 21 Abs. 1 a der Gemeindeordnung (GO) in der Fassung  
der Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBl. S. 796, 797,  
BayRS 2020-1-1-l), die zuletzt durch § 1 des Gesetzes vom  
23. Dezember 2025 (GVBl. S. 637) geändert worden ist, 
2. Art. 15 Abs. 1 a der Landkreisordnung (LKrO) in der Fassung  
der Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBl. S. 637)  
geändert worden ist, 
3. Art. 15 Abs. 1 a der Bezirksordnung (BezO) in der Fassung  
der Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBl. S. 850,  
BayRS 2020-4-2-l), die zuletzt durch § 3 des Gesetzes vom  
23. Dezember 2025 (GVBl. S. 637) geändert worden ist, 
die Bayerische Verfassung verletzen. 
 
PII-3001-4-4-1 
Drs. 19/10802 (G) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration 
 
I. Der Landtag beteiligt sich an dem Verfahren. 
II. Die Klage ist zulässig, aber unbegründet. 
III. Zum Vertreter des Landtags wird der Abgeordnete  
 Dr. Alexander Dietrich bestimmt. 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z A Z Z 
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Europaangelegenheiten 

3. Antrag der Abgeordneten Florian Streibl, Felix Locke,  
Ulrike Müller u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER), 
Dr. Gerhard Hopp, Kerstin Schreyer, Martin Wagle u.a. CSU 
Subsidiarität 
Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments  
und des Rates über saubere Unternehmensfahrzeuge 
COM(2025) 994 final 
BR-Drs. 57/26  
Drs. 19/10398, 19/11074 
 
Votum des federführenden Ausschusses für Bundes- und 
Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z A A 

4. Antrag der Abgeordneten Dr. Gerhard Hopp, Alexander Flierl, 
Tanja Schorer-Dremel u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Ulrike Müller u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Subsidiarität 
Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments  
und des Rates zur Änderung der Verordnung (EU) 2019/631 in Bezug auf 
CO2-Emissionsnormen für neue leichte Nutzfahrzeuge und die 
Fahrzeugkennzeichnung sowie zur Aufhebung der Richtlinie 1999/94/EG; 
COM(2025) 995 final 
BR-Drs. 68/26 
Drs. 19/10791, 19/11075 
 
Votum des federführenden Ausschusses für Bundes- und 
Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z A A 
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5. Konsultationsverfahren der Europäischen Union 
 
Justiz und Grundrechte 
Grenzüberschreitende justizielle Zusammenarbeit –  
Überarbeitung der Eurojust-Verordnung (Folgenabschätzung) 
02.12.2025 - 24.02.2026 
Drs. 19/9800, 19/11038 
 
Votum des endberatenden Ausschusses für Bundes- und 
Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 
 
Der Bayerische Landtag gibt die auf Drs. 19/11038 veröffentlichte 
Stellungnahme ab. 
Der Beschluss des Bayerischen Landtags wird unmittelbar an die Europäische 
Kommission, das Europäische Parlament, den Ausschuss der Regionen und 
den Deutschen Bundestag übermittelt. 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 

6. Konsultationsverfahren der Europäischen Union 
 
Lebensmittelsicherheit 
Verordnung über Biozidprodukte – Bewertung 
11.12.2025 - 05.03.2026 
Drs. 19/10698, 19/11036 
 
Votum des endberatenden Ausschusses für Bundes- und 
Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 
 
Der Bayerische Landtag gibt die auf Drs. 19/11036 veröffentlichte 
Stellungnahme ab. 
Der Beschluss des Bayerischen Landtags wird unmittelbar an die Europäische 
Kommission, das Europäische Parlament, den Ausschuss der Regionen und 
den Deutschen Bundestag übermittelt. 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 
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Anträge 

7. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Benjamin Adjei u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Medienkompetenz statt Verbote:  
Kluge Lösungen für unsere Jugend im digitalen Zeitalter! 
Drs. 19/8771, 19/10692 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Arbeit und Soziales, Jugend und Familie 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A ENTH Z ENTH 

8. Antrag der Abgeordneten Gerd Mannes, Harald Meußgeier,  
Christin Gmelch und Fraktion (AfD) 
Wirtschaftsschädliche CO2-Bepreisung zurücknehmen:  
Taten statt Populismus! 
Drs. 19/8842, 19/10632 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

9. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Ursula Sowa u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Vereinfachung und Praxistauglichkeit der KfW-Baudarlehen 
Drs. 19/8901, 19/10696 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wohnen, Bau und Verkehr 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z ENTH 

10. Antrag der Abgeordneten Thomas Huber,  
Prof. Dr. Winfried Bausback, Martina Gießübel u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Anton Rittel u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Verwaltung entbürokratisieren I:  
Verwaltungsvereinfachung bei Transferleistungen 
Drs. 19/8931, 19/10693 (G) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Arbeit und Soziales, Jugend und Familie 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z A 
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11. Antrag der Abgeordneten Thomas Huber,  
Prof. Dr. Winfried Bausback, Martina Gießübel u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Anton Rittel u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Verwaltung entbürokratisieren II: Sozialverwaltung durch besseres 
Zusammenspiel der Akteure effizienter gestalten 
Drs. 19/8932, 19/10694 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Arbeit und Soziales, Jugend und Familie 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 

12. Antrag der Abgeordneten Thomas Huber,  
Prof. Dr. Winfried Bausback, Martina Gießübel u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Anton Rittel u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Verwaltung entbürokratisieren III: Bürokratie durch 
Registermodernisierung und Once-Only-Prinzip abbauen 
Drs. 19/8933, 19/9831 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für Wirtschaft, 
Landesentwicklung, Energie, Medien und Digitalisierung 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 

13. Antrag der Abgeordneten Petra Högl, Alexander Flierl, 
Tanja Schorer-Dremel u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Benno Zierer u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Programm „KlimaWildnis“ des Bundesministeriums für Umwelt, 
Klimaschutz, Naturschutz und nukleare Sicherheit 
Drs. 19/8939, 19/10633 (G) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Umwelt und Verbraucherschutz 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z A Z Z 
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14. Antrag der Abgeordneten Nicole Bäumler, Dr. Simone Strohmayr, 
Holger Grießhammer u.a. SPD 
Bericht zum Modellversuch zur Förderung rechenschwacher Schülerinnen 
und Schüler an weiterführenden Schulen 
Drs. 19/8973, 19/10716 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung und Kultus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 

15. Antrag der Abgeordneten Roland Magerl, Elena Roon,  
Franz Schmid u.a. und Fraktion (AfD) 
Starke Teilhabe: Prüfungsgebühren für Gebärdensprachdolmetscher  
in Bayern abschaffen! 
Drs. 19/8987, 19/10717 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung und Kultus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 

16. Antrag der Abgeordneten Doris Rauscher, Florian von Brunn, 
Holger Grießhammer u.a. SPD 
Recht auf Analog!  
Drs. 19/9065, 19/10695 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Arbeit und Soziales, Jugend und Familie 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A ENTH ENTH Z 

17. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Paul Knoblach u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Tragende Schafe und Ziegen dürfen nicht geschlachtet werden - 
Erweiterung des bestehenden Abgabeverbotes um diese Tierarten 
Drs. 19/9071, 19/10634 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 
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18. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Cemal Bozoğlu u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Gemeinsam gegen Antiziganismus I: Planungssicherheit für die  
„Melde- und Informationsstelle Antiziganismus in Bayern“ (MIA Bayern)  
Drs. 19/9074, 19/10729 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

19. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Cemal Bozoğlu u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Gemeinsam gegen Antiziganismus II: Vertretung des Landesverbandes 
der Sinti und Roma im Rundfunkrat des Bayerischen Rundfunks  
und im Medienrat der Bayerischen Landeszentrale für neue Medien 
Drs. 19/9075, 19/10730 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

20. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Cemal Bozoğlu u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Gemeinsam gegen Antiziganismus III: 
Bekämpfung des Antiziganismus in Südosteuropa  
Drs. 19/9076, 19/10731 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

21. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Cemal Bozoğlu u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Gemeinsam gegen Antiziganismus IV: 
Antidiskriminierungsberatung des Landesverbandes  
der Sinti und Roma in Bayern sichern 
Drs. 19/9077, 19/10732 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

22. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Mia Goller u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Verbindliche Herkunfts- und Haltungskennzeichnungen  
für tierische Produkte vor dem Hintergrund des geplanten  
EU-Mercosur-Handelsabkommens 
Drs. 19/9078, 19/10635 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Umwelt und Verbraucherschutz 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 
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23. Antrag der Abgeordneten Florian Streibl, Felix Locke, 
Dr. Martin Brunnhuber u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER), 
Dr. Ute Eiling-Hütig, Tanja Schorer-Dremel, Konrad Baur u.a. CSU 
Förderung der Medienkompetenz an Schulen –  
Handyverbot allein reicht nicht! 
Drs. 19/9090, 19/10718 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung und Kultus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 

24. Antrag der Abgeordneten Florian Streibl, Felix Locke, 
Dr. Martin Brunnhuber u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER), 
Dr. Ute Eiling-Hütig, Tanja Schorer-Dremel, Konrad Baur u.a. CSU 
G9 auf der Zielgeraden – Bericht zur Umsetzung eines 
bildungspolitischen Meilensteins 
Drs. 19/9091, 19/10719 (ENTH) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung und Kultus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z ENTH Z Z 

25. Antrag der Abgeordneten Andreas Jurca, Andreas Winhart,  
Johann Müller und Fraktion (AfD) 
Verzögerte Auszahlung staatlicher Fördermittel –  
strukturelle Entlastung der Landkreise bei Zwischenfinanzierungen 
Drs. 19/9094, 19/10683 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Staatshaushalt und Finanzfragen 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 
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26. Antrag der Abgeordneten Florian Streibl, Felix Locke,  
Marina Jakob u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER), 
Alexander Flierl, Tanja Schorer-Dremel, Volker Bauer u.a. CSU 
Angemessene Ausgestaltung von Ausgleichs-  
und Kompensationsmaßnahmen sowie artenschutzrechtlichen Gutachten 
bei Bauvorhaben zum Schutz von „Leib und Leben“  
Drs. 19/9095, 19/10636 (G) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Umwelt und Verbraucherschutz 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z A ENTH 

27. Antrag der Abgeordneten Bernhard Seidenath, Thomas Huber, 
Tanja Schorer-Dremel u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Susann Enders u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Solidarität mit Parkinson-Erkrankten:  
Durch Fakten Versorgung verbessern 
Drs. 19/9108, 19/10687 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit, Pflege und Prävention 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 

28. Antrag der Abgeordneten Bernhard Seidenath,  
Tanja Schorer-Dremel, Dr. Andrea Behr u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Susann Enders u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Mehr Erwachsene gegen Hepatits B impfen! 
Drs. 19/9109, 19/10688 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit, Pflege und Prävention 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 
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29. Antrag der Abgeordneten Petra Guttenberger,  
Michael Hofmann, Dr. Alexander Dietrich u.a. CSU 
Notwendige Reform der Asylverfahrensberatung vorantreiben! 
Drs. 19/9123, 19/10677 (G) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z A A 

30. Antrag der Abgeordneten Katrin Ebner-Steiner,  
Christoph Maier, Martin Böhm u.a. und Fraktion (AfD) 
Einsetzung eines Untersuchungsausschusses zur Aufklärung  
eines möglichen Fehlverhaltens von Mitgliedern der Staatsregierung  
und des Landtags im Zusammenhang mit dem von der  
Weimer Media Group ausgerichteten Ludwig-Erhard-Gipfel,  
insbesondere bezüglich der Teilnahme an durch die Weimer Media Group 
verkauften Treffen mit Spitzenpolitikern, eines möglichen Fehlverhaltens 
der Weimer Media Group im Zusammenhang mit dem  
Ludwig-Erhard-Gipfel, sowie eines möglichen Fehlverhaltens  
von bayerischen Behörden und bayerischen Staatsunternehmen, 
insbesondere der finanziellen Förderung des Ludwig-Erhard-Gipfels  
und einer möglichen intransparenten Einflussnahme durch die von der 
Weimer Media Group verkauften Treffen auf Gesetzgebungsverfahren 
und Verwaltungsführung in Bayern sowie auf das Verhalten des 
Freistaates bei Gesetzgebungsverfahren im Bundesrat 
Drs. 19/9147, 19/10678 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

31. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Christian Zwanziger u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Stärkung der Schulleitungen in Bayern I: Einführung erweiterter 
Schulleitungen an allen Schularten in Bayern 
Drs. 19/9208, 19/10720 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung und Kultus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 
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32. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Christian Zwanziger u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Stärkung der Schulleitungen in Bayern II: Netzwerkstrukturen für 
Austausch, Unterstützung und Professionalisierung in Bayern schaffen 
Drs. 19/9209, 19/10721 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung und Kultus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 

33. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Christian Zwanziger u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Stärkung der Schulleitungen in Bayern III:  
Mehr Leitungszeit für Schulleitungen! 
Drs. 19/9210, 19/10722 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung und Kultus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 

34. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Christian Zwanziger u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Stärkung der Schulleitungen in Bayern IV: Mehr Frauen in Führung. 
Mentoring- und Entwicklungsprogramm für weibliche Schulleitungen  
und Führungskräftenachwuchs in Bayern 
Drs. 19/9211, 19/10723 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung und Kultus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 
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35. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Christian Zwanziger u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Stärkung der Schulleitungen in Bayern V:  
mehr Perspektiven, Qualifizierung und Unterstützung  
für zukünftige Führungskräfte im Bildungssystem 
Drs. 19/9212, 19/10724 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung und Kultus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A ENTH Z Z 

36. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Christian Zwanziger u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Stärkung der Schulleitungen in Bayern VI: Jetzt Jobsharing und 
Teilzeitmodelle für Schulleitungen aller Schularten ermöglichen! 
Drs. 19/9213, 19/10725 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung und Kultus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 

37. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Gabriele Triebel u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Wo will die Staatsministerin für Unterricht und Kultus hin?  
Transparenz schaffen für klare Zielvorstellungen auf allen Ebenen! 
Drs. 19/9220, 19/10726 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung und Kultus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 

38. Antrag der Abgeordneten Rene Dierkes, Christoph Maier,  
Dieter Arnold u.a. und Fraktion (AfD) 
Sicherheitsüberprüfung und Datenabgleich bei Einbürgerungen 
vollständig digitalisieren und vereinheitlichen – Bundesratsinitiative  
des Freistaates 
Drs. 19/9234, 19/10679 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 
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39. Antrag der Abgeordneten Rene Dierkes, Christoph Maier,  
Dieter Arnold u.a. und Fraktion (AfD) 
Belastungsgrenzen in der kommunalen Asylunterbringung  
rechtssicher verankern 
Drs. 19/9235, 19/10680 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 

40. Antrag der Abgeordneten Rene Dierkes, Christoph Maier,  
Dieter Arnold u.a. und Fraktion (AfD) 
Forensisch-psychiatrische Kapazitäten und Verfahren für psychisch 
auffällige oder gefährliche Ausländer im Freistaat ausbauen  
und koordinieren 
Drs. 19/9244, 19/10689 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit, Pflege und Prävention 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 

41. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Katrin Ebner-Steiner, 
Christoph Maier, Martin Böhm u.a. und Fraktion (AfD) 
Verwaltungsrevolution 4.0 für Bayern: Digital, schlank, bürgerfreundlich 
Drs. 19/9257, 19/10691 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

42. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Patrick Friedl u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Invasive Arten in Bayern: Aktuelle Lage und Zukunftsstrategien 
Drs. 19/9331, 19/10637 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Umwelt und Verbraucherschutz 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A ENTH Z Z 
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43. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Toni Schuberl u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Ja zu moderner Drogenpolitik, nein zu populistischen Blockaden! 
Drs. 19/9372, 19/10690 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit, Pflege und Prävention 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 

44. Antrag der Abgeordneten Roland Magerl, Elena Roon,  
Franz Schmid u.a. und Fraktion (AfD) 
Kosten für unbegleitete minderjährige Ausländer endlich  
gegenüber dem Bund einfordern und abrechnen! 
Drs. 19/9411, 19/10681 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

45. Antrag der Abgeordneten Kristan Freiherr von Waldenfels, 
Maximilian Böltl, Daniel Artmann u.a. CSU 
Finanzielle Bildung an allen Schulen stärken 
Drs. 19/9483, 19/10727 (E) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

46. Antrag der Abgeordneten Jürgen Baumgärtner, Josef Zellmeier, 
Michael Hofmann u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Felix Freiherr von Zobel u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Steuerliche Förderung Wohnungsbau I:  
Steuerliche Förderung von familiengerechtem Mietwohnungsbau 
Drs. 19/9498, 19/10684 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Staatshaushalt und Finanzfragen 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 

Bayerischer Landtag – 19. Wahlperiode Anlage 1
zur 72. Vollsitzung am 19. März 2026



 

47. Antrag der Abgeordneten Jürgen Baumgärtner, Josef Zellmeier, 
Michael Hofmann u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Felix Freiherr von Zobel u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Steuerliche Förderung Wohnungsbau II: 
„Nägel mit Köpfen“ beim Wohnungsbau – Rückkehr zur bewährten 
steuerlichen Förderung von selbstgenutztem Wohneigentum! 
Drs. 19/9499, 19/10685 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Staatshaushalt und Finanzfragen 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 

48. Antrag der Abgeordneten Maximilian Böltl, Jürgen Baumgärtner, 
Kerstin Schreyer u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Martin Behringer u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Steuerliche Förderung Wohnungsbau III: 
Baukasten als Bauturbo – steuerliche Erleichterungen  
für mehr Wohnungen 
Drs. 19/9500, 19/10686 (E) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

49. Antrag der Abgeordneten Petra Guttenberger, Peter Wachler, 
Dr. Alexander Dietrich u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Alexander Hold u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Trennungsgebot bei Abschiebungshaft abschaffen:  
Erhöhung der Haftplatzkapazitäten und Bürokratieabbau  
Drs. 19/9508, 19/10682 (G) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z A A 

50. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Cemal Bozoğlu u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Gemeinsam gegen Antiziganismus V – Einrichtung der Stelle eines 
unabhängigen Beauftragten gegen Antiziganismus  
und für das Leben der Sinti und Roma  
Drs. 19/9525, 19/10733 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 
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51. Antrag der Abgeordneten Rene Dierkes, Martin Böhm,  
Dieter Arnold u.a. und Fraktion (AfD) 
Politische Chancengleichheit auch im digitalen Raum verwirklichen –  
Die Verordnung (EU) 2024/900 über die Transparenz  
und das Targeting politischer Werbung aufheben 
Drs. 19/9663, 19/10734 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für Bundes- und 
Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 

52. Antrag der Abgeordneten Dr. Ute Eiling-Hütig, Dr. Gerhard Hopp, 
Thomas Huber u.a. und Fraktion (CSU), 
Florian Streibl, Felix Locke, Ulrike Müller u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER), 
Katharina Schulze, Johannes Becher, Cemal Bozoğlu u.a.  
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN), 
Holger Grießhammer, Markus Rinderspacher, Volkmar Halbleib u.a.  
und Fraktion (SPD) 
Antiziganismus entschieden entgegentreten –  
Sinti und Roma in Bayern stärken 
Drs. 19/9815, 19/10735 (G) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für Bundes- und 
Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z A Z Z 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Maximilian Böltl, Jürgen Baumgärtner, Kerstin Schreyer, 
Josef Zellmeier, Michael Hofmann, Martin Wagle, Daniel Artmann, Konrad Baur, 
Barbara Becker, Jürgen Eberwein, Dr. Stefan Ebner, Patrick Grossmann, Andreas 
Kaufmann, Manuel Knoll, Jochen Kohler, Joachim Konrad, Harald Kühn, 
Benjamin Miskowitsch, Martin Mittag, Walter Nussel, Jenny Schack, Josef 
Schmid, Thorsten Schwab, Werner Stieglitz, Steffen Vogel CSU, 

Florian Streibl, Felix Locke, Martin Behringer, Dr. Martin Brunnhuber, Susann 
Enders, Stefan Frühbeißer, Johann Groß, Wolfgang Hauber, Bernhard Heinisch, 
Alexander Hold, Marina Jakob, Nikolaus Kraus, Josef Lausch, Christian 
Lindinger, Rainer Ludwig, Ulrike Müller, Prof. Dr. Michael Piazolo, Bernhard Pohl, 
Julian Preidl, Anton Rittel, Markus Saller, Martin Scharf, Werner Schießl, Gabi 
Schmidt, Roswitha Toso, Roland Weigert, Jutta Widmann, Benno Zierer, Felix 
Freiherr von Zobel, Thomas Zöller und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Drs. 19/9500, 19/10686 

Steuerliche Förderung Wohnungsbau III: 
Baukasten als Bauturbo – steuerliche Erleichterungen für mehr Wohnungen 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, dem Landtag zu den Auswirkungen nachfolgend 
vorgeschlagener Entlastungen insbesondere steuerlicher Art im Wohnungsbau zu be-
richten und sich bei positivem Ergebnis der Prüfung sodann auf Bundesebene dafür 
einzusetzen. Zu berücksichtigen sind in einer grundsätzlichen Betrachtung sowohl 
Steuermindereinnahmen im Haushalt als auch Steuermehreinnahmen durch der von 
den Maßnahmen induzierten zusätzlichen Bautätigkeit, welche im Saldo möglicher-
weise überwiegen. 

Dies umfasst insbesondere die folgenden Maßnahmen: 

─ Verbesserung der Abschreibungsbedingungen für den Mietwohnungsbau 
(z. B. durch Einführung einer zeitweisen Sonderabschreibung (Sonder-AfA) in Höhe 
von 50 Prozent der tatsächlichen Anschaffungs- und Herstellungskosten im Miet-
wohnungsbau über fünf Jahre) 

─ Wiederaufnahme der steuerlichen Eigenheimförderung 

─ Abzugsfähigkeit der Darlehenszinsen für selbstgenutzten Wohnraum im Rahmen 
der Einkommensteuer 

─ Wegfall der Grunderwerbsteuer beim ersten Immobilienkauf 

─ kostenfreie Grundbucheintragung beim Erwerb von selbstgenutztem Wohneigen-
tum nach dem Vorbild Österreichs 

─ Bürokratieabbau bzgl. Dokumentation von Sanierungsaufwendungen 
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─ Wegfall der Zinsschranke nach § 4h Einkommensteuergesetz (EstG) für größere 
Neubauvorhaben 

─ Wiedereinführung der Umsatzsteueroption, um Mieten zu stabilisieren bzw. zu sen-
ken 

─ Festlegung einer pauschalen Mindestsumme für die Definition als Neubau bei Um-
nutzung von Gewerbe in Wohnen und dessen steuerlicher Einordnung 

 

 

Die Präsidentin  

I.V. 

Tobias Reiß 

I. Vizepräsident 

 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold
Abg. Maximilian Böltl
Abg. Johann Müller
Abg. Jürgen Mistol
Abg. Harry Scheuenstuhl
Abg. Felix Freiherr von Zobel
Staatssekretär Martin Schöffel



Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Ich rufe Tagesordnungspunkt 10 auf:

Antrag der Abgeordneten

Maximilian Böltl, Jürgen Baumgärtner, Kerstin Schreyer u. a. (CSU),

Florian Streibl, Felix Locke, Martin Behringer u. a. und Fraktion (FREIE 

WÄHLER)

Steuerliche Förderung Wohnungsbau III:

Baukasten als Bauturbo - steuerliche Erleichterungen für mehr Wohnungen 

(Drs. 19/9500)

Ich eröffne die Aussprache. Die Gesamtredezeit der Fraktionen beträgt 29 Minuten. 

Die Redezeit der Staatsregierung orientiert sich dabei an der Redezeit der stärksten 

Fraktion. Erster Redner ist der Kollege Maximilian Böltl für die CSU-Fraktion. Bitte 

schön, Sie haben das Wort.

Maximilian Böltl (CSU): Sehr geehrtes Präsidium, liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Unser Antrag zum Baukasten für mehr Wohnungen gibt uns heute dreimal Grund zur 

Freude: Erstens geht er zurück auf eine Initiative aus Bayern und Baden-Württemberg, 

von Klaus Holetschek und Manuel Hagel, zweitens gibt er uns die Gelegenheit zu 

demonstrieren, dass es auch funktionieren kann, wenn man einmal frei von Ideologie 

und einfach nur anhand der Fakten diskutiert, und drittens basiert er auf Maßnahmen, 

die alle schon erprobt sind. Deswegen heißt er auch "Baukasten". Alle Werkzeuge, die 

der Baukasten beinhaltet, funktionieren.

Vorweg mache ich zwei grundsätzliche Bemerkungen: Mehr Wohnraum entsteht nicht 

durch mehr Regulierung. Bestes Beispiel sind die Mietpreisbremse und alle darauf 

basierenden Folgeregelungen. Diese Bremse mag zwar augenscheinlich die schützen, 

die schon eine Wohnung haben; in Wirklichkeit bremst sie aber tatsächlich – das 

wissen wir auch aus Studien – den Neubau von Wohnungen, den wir so dringend 

brauchen, und auch, wenn sie gut gedacht war, schadet sie vor allem denen, die noch 

keine Wohnung haben.
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(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Man möchte mit so etwas immer die großen Immobilienkonzerne treffen, weil die sich 

so gut als Feindbild eignen; aber tatsächlich trifft man immer die privaten Vermieter, 

weil 60 % aller Wohnungen in Deutschland Privatleuten gehören.

Schauen wir uns einmal das Ergebnis auf Bundesebene an: Wir haben auf Bundes-

ebene 27,7 Milliarden Euro an Zuschüssen zur Miete und 6,7 Milliarden Euro für den 

Wohnungsbau. Das heißt also: Wir kümmern uns viermal mehr um die Symptome als 

um die Wurzel des Problems.

Das ist auch der Hauptpunkt: Wir bekommen sowohl die Kosten von Wohneigentum 

als auch die Mieten nur dann in den Griff, wenn es einfach mehr Angebot gibt und 

wenn nicht länger sehr viel Nachfrage viel zu wenig Angebot gegenübersteht und das 

dann die Preise nach oben treibt. Deswegen ist der Weg klar: Wir müssen einfacher 

und günstiger werden.

Das Kabinett hat erst heute wieder Maßnahmen dazu auf den Weg gebracht, zum 

Beispiel für den Einbau von Wohnungen in Bürogebäude, und nach der letzten Ver-

einfachung für die Aufstockung von Wohnraum haben wir damit jetzt ein weiteres 

Werkzeug im Baukasten.

Schaffen wir also den Rahmen dafür, dass schneller und mehr gebaut werden kann, 

sodass es am Ende auch günstiger wird. Daneben brauchen wir zusätzliche Anreize – 

das ist der Grundsatz, der in der Wirtschaftspolitik immer wieder gilt –, damit es sich 

überhaupt erst wieder lohnt, in Wohnungen und in Wohnraum zu investieren.

Auch da mache ich noch eine grundsätzliche Bemerkung: Wenn wir mit gezielten 

Steuererleichterungen im Bund jetzt spürbare Anreize setzen, dann wird das nicht 

zu weniger Steuereinnahmen führen. Das Gegenteil ist mit solchen Maßnahmen der 

Fall. Das ist mehrfach bewiesen. Das wird auch hier funktionieren. Durch steuerliche 
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Erleichterungen wird es mehr Bautätigkeit geben, und im Ergebnis könnten die Steuer-

einnahmen für den Staat sogar steigen.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Um es mit der Antragsbegründung zu halten: "Denn für eine Wohnung, die ohne 

Erleichterungen" – darauf komme ich nachher noch zu sprechen – "gar nicht gekauft 

worden wäre, fiele auch gar keine Steuer an." So einfach ist die volkswirtschaftliche 

Logik an der Stelle.

Was können wir also tun? – Wir haben schon im Februar hier im Hohen Haus über 

das Wohnen diskutiert, und da hatte ich ein Beispiel gebracht: Eine junge Angestellte 

kauft im Großraum München eine Wohnung, 35 Quadratmeter. Die kostet so um 

die 200.000 Euro. Jetzt könnten wir als Staat sagen: Ja mei, das ist halt der Markt-

preis.Wir könnten uns aber auch aufmachen und konkret handeln. Wir könnten die 

Menschen beim Vermögensaufbau unterstützen. Wir könnten die Eigentumsquote 

steigern; denn sie ist nämlich in den letzten zehn Jahren in Deutschland auf unter 

50 % gefallen. Wir könnten auf das europäische Durchschnittsniveau kommen, das 

bei 70 % liegt. Wir könnten eine Zukunftsgarantie für junge Menschen anbieten, die 

zu 80 % Wohneigentum wollen; das wünschen sie sich. Wir könnten auch tatsächlich 

etwas gegen Altersarmut tun; denn meistens ist Altersarmut eben leider Mieterarmut.

Wir schlagen mit unserem Antrag deswegen konkret neun Werkzeuge in diesem Bau-

kasten vor, die durch niedrigere Steuern die Kosten senken könnten und dann eben 

Anreize bieten. Ich greife jetzt nur drei davon heraus.

Erstens, die Grunderwerbsteuer. Ich bleibe bei meinem vorherigen Beispiel. Die Woh-

nung kostet 200.000 Euro. Die junge Angestellte müsste also 7.000 Euro an Grunder-

werbsteuer bezahlen. In Nordrhein-Westfalen wäre es übrigens mehr als das Doppel-

te, und dort ist es ja höchstens halb so schön. Aber zusammen mit den Notarkosten, 

mit den Grundbuchkosten und mit anderen Nebenkosten sind wir dann schnell bei 
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10 %. Dann haben wir bei unserem Beispiel schon 20.000 Euro an zusätzlichen 

Kosten, wenn die Wohnung eh schon 200.000 Euro kostet.

Die Effekte sind dann ganz klar. Schauen wir uns zum Beispiel die Entwicklung bei 

der Grunderwerbsteuer in Bayern an. 2016 hatte man insgesamt Einnahmen über die 

Grunderwerbsteuer in Bayern von 1,8 Milliarden Euro. Als dann der Zins bis auf das 

Tief in 2021 herunterging, lagen die Einnahmen bei 2,5 Milliarden Euro. Das zeigt, 

wenn Anreize vorhanden sind – in diesem Fall war es der niedrige Zins –, steigen die 

Fallzahlen und bei uns die Steuereinnahmen. Mit dem steigenden Zins im letzten Jahr 

sind wir dann wieder bei unter 2 Milliarden Euro gelandet. Daran sieht man die Effekte.

Umso logischer wäre es jetzt, da der Zins noch einmal gestiegen ist auf über 4 %, 

dem etwas entgegenzusetzen. Deswegen sagen wir: Jetzt ist der richtige Zeitpunkt, 

die Grunderwerbsteuer für die erste eigene Immobilie komplett zu streichen.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Der zweite Aspekt sind die Zinslasten, bei denen wir gerade schon gewesen sind. 

Wir sagen, die Zinslasten sollten bei einer selbstgenutzten Wohnung, also beim Ei-

genheim, steuerlich berücksichtigt werden. Mir konnte noch keiner richtig schlüssig 

erklären, warum eine Wohnung, die man vermietet, steuerlich Vorteile bringt, aber 

nicht, wenn man sie selbst bewohnt. Da könnte man wirklich helfen, und auch da 

wollen wir konkret etwas tun.

Drittens. Wir haben noch einen echten Hammer in unserem Baukasten; den könnten 

wir hinbekommen, wenn wir die Möglichkeiten der Abschreibung deutlich erweitern. 

Wir schlagen deshalb vor: Wer eine Mietwohnung kauft oder baut, sollte die Hälfte 

seiner Kosten in den ersten fünf Jahren tatsächlich steuerlich absetzen können. Das 

hätte Wucht, und das würde wirken, um den großen Problemen zu begegnen, die wir 

am Wohnungsmarkt haben.
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, wenn wir das soziale Problem unserer Zeit wirklich 

angehen wollen, dann können wir das nicht im Klein-Klein und erst recht nicht mit 

Ideologie tun. Wir können es nur gemeinschaftlich angehen und auf Anreize und Ideen 

setzen.

Wir als CSU haben dazu noch mehr im Koffer: Bürgschaftsprogramme für junge 

Käufer, Finanzierungen über öffentliche Fonds, Hypothekenversicherungen, die die 

Zinslasten senken – man könnte noch über sehr viel mehr nachdenken. Wir laden 

dazu ein, hier mitzumachen, und bitten Sie herzlich um Zustimmung zu unserem 

Antrag.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Danke schön, Herr Kollege. – Der nächste 

Redner ist für die AfD-Fraktion der Abgeordnete Johann Müller. Bitte, Sie haben das 

Wort.

(Beifall bei der AfD)

Johann Müller (AfD): Herr Vizepräsident, meine Damen und Herren Abgeordnete! 

Kollege Böltl, alles schön und gut. Vorab zur Steuer für den Grunderwerb: Die Grund-

erwerbsteuer können Sie nicht selbst ändern, weil sie eine Bundessteuer ist. Sie 

könnten aber jederzeit die Höhe der Grunderwerbsteuer ändern. Stellen Sie dazu 

einen Antrag, wir stimmen ihm zu, und schon haben unsere Immobilienkäufer einen 

Vorteil.

(Beifall bei der AfD)

Der Wohnungsbau steckt in einer tiefen Krise. Die Zahl der Baugenehmigungen be-

findet sich auf einem historischen Tiefstand. Familien können sich Eigentum kaum 

noch leisten. Gleichzeitig steigen die Mieten und die Baukosten immer weiter. Man 

möchte es nicht glauben, aber anscheinend haben das nun auch die CSU und die 

FREIEN WÄHLER begriffen.
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Wir, die AfD-Fraktion, stimmen dem Antrag zu, auch wenn er aus unserer Sicht nur 

ein Berichtsantrag ist; denn eines ist offensichtlich: Ohne echte Entlastungen wird der 

Wohnungsbau nicht wieder anspringen.

Der Antrag benennt mehrere Maßnahmen, die grundsätzlich in die richtige Richtung 

gehen. Das sind zum Beispiel bessere Abschreibungsbedingungen für den Mietwoh-

nungsbau, die Wiederaufnahme der Eigenheimförderung, die Abzugsfähigkeit für Dar-

lehenszinsen, der Wegfall der Grunderwerbsteuer beim ersten Immobilienkauf, Büro-

kratieabbau und Erleichterungen bei Neubau und Umnutzung. Viele dieser Punkte 

fordert die AfD bereits seit Jahren. Gerade die Abschaffung der Grunderwerbsteuer 

für die erste selbstgenutzte Wohnimmobilie ist überfällig. Wer heute Wohneigentum er-

werben will, muss oft Zehntausende Euro allein für Steuern und Nebenkosten bezah-

len. Für junge Familien und für Menschen mit mittlerem Einkommen wird Eigentums-

bildung dadurch immer schwieriger. Das Ziel müsste aber doch genau das Gegenteil 

sein: mehr Eigentum, mehr private Vorsorge und mehr gesellschaftliche Stabilität.

Meine Damen und Herren, die Geschichte der Wohnungsbauförderung zeigt, dass 

steuerliche Anreize durchaus wirken können. Die früher gewährte Eigenheimzulage, 

Sonderabschreibungen im Mietwohnungsbau oder steuerliche Fördermodelle haben 

über Jahrzehnte dazu beigetragen, Wohnraum zu schaffen und Eigentumsbildung 

zu ermöglichen. Viele dieser Instrumente wurden später abgeschafft, häufig unter 

Verweis auf sogenannte Mitnahmeeffekte. Heute sehen wir die Folgen: zu wenige 

Wohnungen, zu hohe Preise und einen Wohnungsmarkt, der vielerorts kaum noch 

funktioniert.

Bemerkenswert ist dabei, dass zahlreiche Forderungen, die heute von den Regie-

rungsfraktionen aufgegriffen werden, von der AfD bereits früher eingebracht wurden. 

Wir haben wiederholt bessere Abschreibungsmöglichkeiten, weniger Bürokratie und 

Entlastungen beim Wohnungsbau gefordert. Auch die Abschaffung der Grunderwerb-

steuer beim erstmaligen Erwerb selbstgenutzten Wohneigentums wurde von der AfD 

bereits im Bayerischen Landtag thematisiert. Ebenso haben wir strukturelle Entlas-
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tungen bei staatlichen Förderverfahren verlangt. Unser Antrag zur Entlastung der 

Landkreise bei verzögerten Fördermittelauszahlungen wurde jedoch, wie bekannt, von 

CSU, FREIEN WÄHLERN, GRÜNEN und SPD abgelehnt.

Dabei bestätigt inzwischen sogar der Oberste Rechnungshof viele unserer Kritikpunk-

te. Der ORH-Bericht 2026 zeichnet ein deutliches Bild: immer mehr Förderprogramme, 

immer mehr Bürokratie, immer mehr Personalaufbau, aber nicht automatisch besse-

re Ergebnisse. Der Rechnungshof weist darauf hin, dass Bayern mittlerweile über 

400 Förderprogramme hat, und kritisiert die zunehmende Komplexität staatlicher För-

derstrukturen. Genau dieses Förderchaos erleben wir doch auch beim Wohnungsbau. 

Bauherren, Familien und Unternehmen kämpfen sich inzwischen durch einen Dschun-

gel aus Formalien, Zuständigkeiten, Auflagen und Nachweispflichten.

Das eigentliche Problem auf dem Wohnungsmarkt ist aber nicht ein Mangel an 

Förderprogrammen, sondern das Problem ist ein Mangel an Wohnungen. Deshalb 

brauchen wir endlich einfachere und verlässlichere Rahmenbedingungen, weniger 

Bürokratie, niedrigere Erwerbsnebenkosten, schnellere Genehmigungen, steuerliche 

Entlastungen und mehr Planungssicherheit; denn Wohnungen entstehen nicht durch 

immer neue Förderrichtlinien, sondern sie entstehen, wenn sich bauen wieder lohnt.

Meine Damen und Herren, der Wohnungsmarkt braucht keine Ideologie. Er braucht 

Vernunft und vor allem keine halbherzigen Berichtsanträge. Er braucht richtige Anträ-

ge, wie sie von der AfD gestellt wurden.

(Beifall bei der AfD)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Herzlichen Dank. – Nächster Redner ist für 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Kollege Jürgen Mistol. Bitte, Sie haben das Wort.

Jürgen Mistol (GRÜNE): Herr Präsident, Kolleginnen und Kollegen! Erst einmal zu 

Herrn Böltl: Ich war ein bisschen irritiert durch seine Aussage zur Mietpreisbremse, 

aber er ist jetzt gerade im Gespräch. Ich möchte den zuständigen Minister Eisenreich 

Protokollauszug
81. Plenum, 09.06.2026 Bayerischer Landtag – 19. Wahlperiode 7

https://www.bayern.landtag.de/abgeordnete/abgeordnete-von-a-z/profil/5249
https://www.bayern.landtag.de/abgeordnete/abgeordnete-von-a-z/profil/5181


zitieren, der 2025 bei der Verlängerung der Mietpreisbremse Folgendes gesagt hat: 

"Menschen mit normalem Einkommen […] müssen sich das Leben in den Ballungs-

räumen weiter leisten können. Die Mietpreisbremse ist dafür ein wichtiges Mittel." – 

Sie müssen sich bei der CSU schon einmal einig werden: Finden Sie die Mietpreis-

bremse jetzt gut oder eben nicht gut?

Zurück zu diesem Antrag. Das Ziel des Antrags unterstützen wir ausdrücklich. Bayern 

wächst, wir brauchen mehr Wohnungen. Dafür braucht es engagierte und mutige 

Politik; denn die Wohnkrise bleibt ungelöst und drängend. Steuerliche Erleichterungen 

können helfen, dem lahmenden Wohnungsbau neuen Schwung zu geben, aber sie 

sind eben nur ein Baustein von vielen. Ihr Antrag enthält gute Ansätze wie etwa die 

Streichung der Grunderwerbsteuer für das erste selbst genutzte Wohneigentum. Das 

ist ein Vorschlag, den auch wir GRÜNE bereits kürzlich eingebracht haben. Insgesamt 

halten wir die vorgeschlagenen Maßnahmen für sinnvoll und haben ihnen im Haus-

haltsausschuss zugestimmt.

Wenn Sie Wohnraum schaffen wollen, müssen Sie steuerpolitisch auch den Bestand 

in den Blick nehmen. Weniger Dokumentationspflichten bei Renovierungen sind okay. 

Eine Absenkung der Mehrwertsteuer auf Sanierungen wäre aber der konsequentere 

Schritt. Ich hoffe sehr, dass CSU und FREIE WÄHLER hier gemeinsam mit uns den 

Mut zu weiteren Schritten aufbringen.

(Unruhe – Glocke des Präsidenten)

Es kann nicht sein, dass sich Vermieterinnen und Vermieter, die seit Jahren etwa einer 

alleinstehenden Seniorin die Miete nicht erhöhen, am Ende noch mit dem Vorwurf der 

Liebhaberei durch das Finanzamt auseinandersetzen müssen. Es muss umgekehrt 

sein: Wer Wohnraum unterhalb der ortsüblichen Vergleichsmiete bereitstellt, soll steu-

erlich entlastet werden.

(Beifall bei den GRÜNEN)
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Neben steuerlichen Maßnahmen können wir in Bayern selbst mehr für bezahlbaren 

Wohnraum tun, ganz ohne auf den Bund zu warten. Apropos Bund: Es wäre wün-

schenswert, wenn die Staatsregierung ihren Draht nach Berlin nutzt, damit die Ände-

rung des Bürgerlichen Gesetzbuches zur rechtlichen Absicherung des Gebäudetyps E 

endlich abgeschlossen wird; darauf warten wir wirklich lang genug.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Entscheidend bleibt aber: Steuererleichterungen ersetzen keine verlässliche Finanzie-

rung der sozialen Wohnraumförderung. Gerade für Berufseinsteiger, Auszubildende 

und Studierende ist die Wohnungssuche oft ein Spießrutenlauf; das muss sich än-

dern. Die soziale Wohnraumförderung ist und bleibt das zentrale Instrument für mehr 

bezahlbare Wohnungen. Umso alarmierender ist das schlechte Zeugnis, das die Bun-

desbauministerin der Staatsregierung kurz vor Pfingsten ausgestellt hat. Der bundes-

weite Rückgang bei der Förderung geht maßgeblich auf Bayern zurück. Der abrupte 

Förderstopp im vergangenen Jahr wirkt bis heute nach, trotz Sommer- und Herbstpa-

ket. Ohne Bayern wären die Zahlen bundesweit gestiegen. Durch den Einbruch von 

über 60 % hierzulande ist die Gesamtbilanz bundesweit negativ.

Ja, Bayern investiert viel, rund 3,6 Milliarden Euro in diesem und im kommenden 

Jahr inklusive der Mittel aus dem Sondervermögen. Das ist viel Geld, aber es reicht 

nicht. Minister Bernreiter sagt selbst: Der Staat kann den Bedarf nicht allein decken. 

Dann nutzen Sie bitte auch die vorhandenen Möglichkeiten konsequent. Bayern sollte 

privates Kapital für die BayernHeim mobilisieren; denn derzeit bindet die BayernHeim 

überproportional viele Fördermittel, die den kommunalen Wohnungsbaugesellschaf-

ten, Genossenschaften und privaten Unternehmen fehlen.

Es fehlt also nicht am Bedarf, es fehlt auch nicht an einer leistungsfähigen Bauwirt-

schaft, es fehlt am Geld. Warum liegt bis heute kein finanzwirtschaftliches Konzept 

vor, um privates und institutionelles Kapital für die Wohnraumförderung zu gewinnen? 
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Wir GRÜNE haben zweimal Vorschläge gemacht, Sie haben sie abgelehnt, aber 

selbst nichts dazu vorgelegt.

Ebenso notwendig ist aus unserer Sicht eine verbindliche mehrjährige Finanzierungs-

zusage im Haushalt. Die Branche braucht Planungssicherheit und klare Rahmenbe-

dingungen. Steuerliche Erleichterungen können Teil der Lösung sein. Deswegen stim-

men wir Ihrem Antrag auch zu.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Herzlichen Dank, Herr Kollege. – Nächster 

Redner ist für die SPD-Fraktion der Kollege Harry Scheuenstuhl. Herr Kollege, Sie 

haben das Wort.

Harry Scheuenstuhl (SPD): Sehr geehrter Herr Präsident, Hohes Haus! Vielen Dank 

für die Auftragsarbeit. Anscheinend haben CSU und FREIE WÄHLER jetzt auch den 

Wohnungsbau entdeckt; denn etwas anderes als eine Auftragsarbeit scheint das nicht 

zu sein.

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Da warst du noch gar nicht im Landtag, da 

haben wir das schon debattiert!)

Man hat vorher schon gehört, dass das nur die Zusammenführung bestehender Maß-

nahmen ist. Es ist natürlich auch nicht schlecht, wenn man einmal innehält und 

darüber nachdenkt, wir bräuchten vielleicht ein paar mehr Wohnungen, und dann 

schaut: Was hat man früher gemacht? Es war ja nicht alles schlecht. So sehe ich das. 

Deswegen ist das für mich eine Auftragsarbeit.

Es ist nur ein Berichtsantrag. Wenn man etwas Gescheites hätte machen wollen, hätte 

man gesagt: Jetzt machen wir etwas. Wir machen erstens, zweitens, drittens. – Nein, 

jetzt denken wir erst einmal darüber nach, was wir denn tun könnten. So weit ist die 

Staatsregierung heute: Sie sind beim Denken angekommen, aber anderen brennt es 

unter den Nägeln. Wir sehen, dass bereits bis Ende 2024 rund 233.000 Wohnungen 
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fehlen. Der Gesamtbedarf in Bayern wird steigen. Man rechnet in den nächsten fünf 

Jahren noch einmal mit 470.000 Wohnungen. Mit 78.000 Wohnungen pro Jahr werden 

wir es nicht schaffen, den Bedarf zu decken.

Natürlich ist nicht alles negativ. Es ist erfreulich, dass am Himmel die Baukonjunktur 

anzieht und die Baugenehmigungen mehr werden. Das reicht immer noch nicht. Das 

zeigt aber natürlich, dass der Bedarf da ist, dass Menschen sich ein Eigenheim wün-

schen, dass Menschen sich eine ordentliche Wohnung wünschen und eben nicht, wie 

wir schon zum Beispiel bei Studentenwohnheimen gesehen haben, hausen wollen, 

sondern wohnen. Das muss unser Ziel sein.

Der Verband bayerischer Wohnungsunternehmen sagt, dass es im Moment äußerst 

schwierig ist zu bauen. Die Anzahl der Wohnungen, die im Moment gebaut werden, ist 

sehr gering. Im Bund ist die CSU auch dabei, die FREIEN WÄHLER nicht

(Felix Freiherr von Zobel (FREIE WÄHLER): Die SPD auch!)

– die SPD natürlich auch; der Satz war noch nicht fertig. Der Bund möchte sich auf 

Betreiben der SPD auch im Rahmen des Sondervermögens beteiligen. Mit Wucht 

will die Bayerische Staatsregierung in den Jahren 2028 bis 2030 diese Gelder zur 

Verfügung stellen; ansonsten sind es im Moment nur Verpflichtungsermächtigungen. 

Wucht und Wohnungsbau-Turbo schauen meiner Meinung nach anders aus.

Es gibt zwei wesentliche Methoden, um den Wohnungsbau anzuschieben; wir sollten 

beides machen. Das eine ist natürlich die direkte Förderung, damit man die Menschen 

unterstützt, die ein niedriges Einkommen haben, die wenig auf die Seite legen können, 

aber vielleicht für unsere Zukunft mit mehreren Kindern gesegnet sind und ihnen auch 

ein ordentliches Zuhause bieten wollen, aber eben nicht so viel Geld haben. Das ist 

die direkte Förderung.

Die andere Möglichkeit ist eine Abschreibung. Das ist richtig, das muss man auch 

tun. Die Abschreibung ist mit Sicherheit die schnellste Methode, Geld in das System 
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zu bringen, aber sie ist in gewisser Weise auch ungerecht; denn derjenige, der viel 

Geld hat, viel Geld verdient – das soll er auch, das neide ich ihm nicht –, hat eine 

höhere Abschreibung. Warum bekommt dann der, der sowieso viel Geld hat, noch 

mehr obendrauf als der, der es dringend nötig hat? So ist aber das System. Man muss 

trotzdem darüber nachdenken.

Darum, so glaube ich, ist der Berichtsantrag richtig. Mir fehlt ein Wort darüber, wer das 

überhaupt bezahlen soll. Mit dem Geld der anderen, mit dem Geld der Kommunen, 

kann man schön umgehen. Da wird entlastet, da verlangen wir nichts mehr. Na ja, 

schön, aber wer zahlt es dann? Dazu wird überhaupt nichts ausgesagt. Ich hoffe, 

dass im Bericht etwas kommt. Es ist kein Termin genannt; es wäre schön, wenn es 

einen Termin gäbe. Das wäre ein Turbo, wenn man sagt: In drei Monaten geht es los, 

nächstes Jahr wird gebaut, haltet die Kellen bereit.

Die AfD stimmt dem Antrag auch zu, wobei sie eigentlich in ihrem Programm stehen 

hat, durch Vertreibung Wohnraum schaffen zu wollen. Das heißt, die Leute werden 

aus ihren Wohnungen vertrieben. Durch Remigration Wohnraum schaffen – so haben 

wir es gelesen. Das ist eine Zumutung. So kann Wohnungsbau nicht funktionieren. 

Wir hatten es schon einmal in Deutschland, dass durch Vertreibungen Wohnraum frei 

geworden ist. Das lehnen wir ab.

(Beifall bei der SPD)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Danke schön, Herr Kollege. – Nächster Red-

ner ist für die FREIEN WÄHLER der Kollege Felix Freiherr von Zobel. Bitte schön, Sie 

haben das Wort.

Felix Freiherr von Zobel (FREIE WÄHLER): Herr Präsident, liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Herr Müller, wenn wir heute über Wohnungsbau sprechen, müssen wir 

schon ehrlich sein. Bayern verzeichnet im ersten Quartal 2026 12 % mehr Wohnungs-

baugenehmigungen, trotzdem bleibt die Lage selbstverständlich weiter angespannt. 
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Viele junge Familien, viele Menschen mit mittleren Einkommen spüren: Eigentum rückt 

weiter weg, und bezahlbarer Wohnraum wird knapper.

Gleichzeitig sehen wir, der Wille zum Bauen ist da, aber hohe Baukosten, gestiegene 

Zinsen, internationale Krisen und steuerliche Belastungen sorgen dafür, dass viele 

Projekte leider nicht umgesetzt werden können. Genau hier setzt der Antrag an: Wenn 

wir mehr Wohnungen wollen, müssen wir die Rahmenbedingungen insgesamt verbes-

sern, nicht nur mit neuen Förderprogrammen, nicht nur mit weniger Regulierung, 

sondern auch mit dem Schwerpunkt Steuerrecht. Genau deshalb müssen wir an meh-

reren Stellschrauben gleichzeitig drehen.

Wir brauchen schnellere Verfahren, mehr Bauland und weiterhin eine gute kommuna-

le Planung, aber eben auch bessere steuerliche Rahmenbedingungen; denn steuerli-

che Berücksichtigungen sind ein echter Bau-Turbo. Wer in Mietwohnungen investiert, 

braucht verlässliche und attraktive Abschreibungsmöglichkeiten. Eine zeitlich begrenz-

te Sonderabschreibung kann dazu beitragen, dass Projekte wieder wirtschaftlich und 

damit tatsächlich realisiert werden.

Genauso wichtig ist der Blick auf das Eigenheim. Für viele ist das eigene Haus oder 

die eigene Wohnung nicht nur ein Rückzugsort oder ein Stück Heimat, sondern auch 

eine Altersvorsorge.Wer zum ersten Mal eine Immobilie kauft, sollte deshalb nicht 

zusätzlich durch Grunderwerbsteuer und hohe Nebenkosten ausgebremst werden. 

Deshalb ist es wichtig, den Wegfall der Grunderwerbsteuer beim ersten Immobilien-

kauf zu prüfen. Auch die Abzugsfähigkeit von Darlehenszinsen für selbst genutzten 

Wohnraum verdient eine ernsthafte Prüfung. Gerade bei den heutigen Zinsen kann 

das für Familien den entscheidenden Unterschied machen, ob ein Objekt noch finan-

zierbar ist oder nicht.

Herr Scheuenstuhl, wichtig ist uns dabei, dass unser Antrag haushaltspolitisch ver-

antwortungsvoll ist. Wir fordern nicht blind neue Steuervergünstigungen, sondern wir 

wollen einen Bericht, der beide Seiten betrachtet, mögliche Steuermindereinnahmen 
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auf der einen Seite, aber auch zusätzliche Einnahmen durch mehr Bautätigkeit auf der 

anderen Seite, also praktisch die Prüfung eines Konjunkturprogramms.

Klar ist: Eine Wohnung, die wegen schlechter Rahmenbedingungen gar nicht gebaut 

wird, bringt keinen Wohnraum, keine Steuereinnahmen, keine Wertschöpfung und 

keine Beschäftigung. Wenn steuerliche Erleichterungen dagegen dazu führen, dass 

wieder gebaut wird, kann sich das am Ende auch für den Staat rechnen. Wir brauchen 

beim Wohnungsbau einen Baukasten, also bessere Abschreibungen, Entlastung beim 

Eigentumserwerb, weniger Bürokratie bei Sanierung, praxistaugliche Regeln bei der 

Umwandlung von Gewerbe in Wohnen und steuerliche Rahmenbedingungen, die In-

vestitionen dementsprechend nicht verhindern, sondern ermöglichen.

Gerade in Bayern, mit starkem ländlichen Raum und wachsenden Ballungsräumen, 

brauchen wir beides: mehr Mietwohnungen und mehr Chance auf Eigentum. Wer 

Eigentum schafft, entlastet langfristig auch den Mietmarkt, und wer den Bau von Miet-

wohnungen erleichtert, hilft den Menschen, die heute dringend bezahlbaren Wohn-

raum brauchen.

Deshalb ist der Antrag richtig. Er ist pragmatisch, er ist technologie- und investitionsof-

fen, und er nimmt die Realität der Menschen ernst. Wir müssen auch wieder anfangen 

– der Kollege Böltl hat es schon gesagt –, beim Wohnungsbau nicht nur darüber 

zu reden, was alles nicht geht, sondern wir müssen darüber reden, wie wir das 

Bauen ermöglichen und erleichtern. Dazu gehört, dass wir private Investitionen als 

Teil der Lösung verstehen; denn ohne private Bauherren, ohne Familien, ohne mittel-

ständische Investitionen und ohne Wohnungsunternehmen wird es uns nicht gelingen, 

ausreichend neuen Wohnraum zu schaffen.

Dieser Antrag ist deshalb kein "Wünsch-dir-was", sondern ein sachlicher Prüfauftrag. 

Wir wollen wissen: Welche steuerlichen Maßnahmen bringen tatsächlich mehr Wohn-

raum? Welche Entlastungen helfen Menschen beim Eigentumserwerb? Wo führen 

bessere Rahmenbedingungen am Ende sogar zu mehr Einnahmen für den Staat?
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Deshalb bitte ich um Zustimmung.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Danke schön, Herr Kollege. – Für die Staats-

regierung spricht jetzt Herr Staatssekretär Martin Schöffel. Herr Staatssekretär, Sie 

haben das Wort.

Staatssekretär Martin Schöffel (Finanzen und Heimat): Herr Vizepräsident, liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Zunächst bedanke ich mich für den Antrag und die Diskus-

sion heute. Ich möchte diejenigen, die mehrfach zum Ausdruck gebracht haben, dass 

es das erste Mal in diesem Jahr wäre, dass wir über Wohnungsbau sprechen, darauf 

hinweisen, dass wir in diesem Jahr schon oft die Frage der Wohnraumförderung und 

der Schaffung von neuem Wohnraum erörtert haben. Ich konnte jetzt in der Kürze der 

Zeit nicht feststellen, ob die, die heute gesprochen und das in Abrede gestellt haben, 

sich damals vielleicht sogar selbst zu Wort gemeldet haben.

Für uns als CSU-Fraktion und Staatsregierung ist es natürlich extrem wichtig, dass 

die Rahmenbedingungen für den Wohnungsbau in Bayern und in Deutschland deutlich 

verbessert werden und so auch mehr Wohnungen gebaut und geschaffen werden 

können.

Zweiter Punkt, zum geförderten Wohnungsbau: Wir stellen mit diesem Doppelhaushalt 

so viele Fördermittel für den geförderten Wohnungsbau zur Verfügung wie nie zuvor – 

Gelder des Freistaates Bayern und auch Gelder des Bundes, die dafür mit eingesetzt 

werden. Deswegen kann man für die Staatsregierung und die Regierungsfraktionen 

nur sagen, dass wir in diesem Bereich sehr viel Geld aufwenden, um den Wohnungs-

bau zu fördern.

Wir wollen aber vor allem auch, dass der nicht geförderte Wohnungsbau besser vo-

rangebracht wird, und deswegen geht es darum, Rahmenbedingungen zu schaffen, 

die es auch wieder lohnend machen, in neuen Wohnraum zu investieren. Da wundere 
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ich mich schon, dass gerade auch Vertreter der SPD und der GRÜNEN hier weniger 

Vorschriften für Vermieter und Wohnungsinvestoren einfordern. Ich könnte eine ganze 

Liste von Maßnahmen aufzählen, die die Ampel-Bundesregierung neu geschaffen 

bzw. verschärft hat. Sie hat Investitionen in neuen Wohnraum dadurch erst behin-

dert und Rahmenbedingungen verschlechtert. Wir müssen diese Rahmenbedingungen 

aber relevant verbessern.

Übrigens, liebe Kolleginnen und Kollegen, sind auch Enteignungen, wie sie da und 

dort in anderen Bundesländern angedacht sind, mit Sicherheit der falsche Ansatz, um 

mehr Investitionen in Wohnraum zu generieren.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Ich kann nur sagen und will es deutlich unterstreichen: Natürlich kann auch das Steu-

errecht einen wichtigen Beitrag leisten, um die Investitionen in Wohnraum weiter zu 

verbessern. Deswegen will ich darauf hinweisen, dass wir viele Dinge, die auch der 

Kollege Böltl zu Recht angesprochen hat, mehrfach in den Bundesrat eingebracht 

haben: Das ist die dauerhafte Wiedereinführung einer degressiven Abschreibung für 

den Mietwohnungsbau, um eben genau dem Interesse von Investoren entgegenzu-

kommen, dass in den ersten Jahren ein großer Teil der Herstellungs- und Anschaf-

fungskosten abgeschrieben werden kann.

Die steuerliche Förderung des Erwerbs von selbstgenutztem Wohneigentum ist ein 

wichtiges Ziel, das wir auf Bundesebene endlich voranbringen wollen. Wir setzen 

uns deshalb auch für die Einführung eines Grunderwerbsteuerfreibetrags für den Erst-

erwerb von selbst genutztem Wohneigentum ein, weil in der Tat natürlich auch wir 

feststellen, dass die Entwicklung der Einnahmen aus der Grunderwerbsteuer Förder-

bedarf aufzeigt. Wir sind heute wieder auf dem Stand von 2018, aber bei deutlich 

gestiegenen Immobilienpreisen. Das ist kein gutes Zeichen, was den Erwerb von 

selbst genutztem Wohnraum anbelangt. Deswegen wäre auch hier eine Unterstützung 

oder eben die Schaffung eines Freibetrags bei der Grunderwerbsteuer zielführend. 
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Ähnliches gilt auch für die Erbschaft- und Schenkungsteuer, wo wir uns auf Bundes-

ebene für höhere Freibeträge einsetzen, damit Immobilien der Familie eben auch im 

Eigentum der Familie bleiben können.

Das Problem ist, dass bisher auf Bundesebene für viele dieser Anträge keine Mehr-

heiten gefunden werden konnten. Darum ist der heutige Antrag ein Auftrag an die 

Staatsregierung, dass wir über verschiedene Modelle und Ansätze berichten sollen. 

Das werden wir selbstverständlich auch tun. Es wird aber bei vielen Fragestellungen 

auch notwendig sein, externen Sachverstand, wissenschaftliche Expertise, mit einzu-

beziehen und auch Institute zu beauftragen. Wir versprechen uns davon natürlich 

auch – wenn am Ende dann entsprechende Untersuchungen und Ergebnisse vorlie-

gen –, dass wir dadurch dann auch auf Bundesebene im Bundesrat, bei anderen 

Bundesländern, noch einmal zusätzliche Argumente haben.

Wir werden den Auftrag also annehmen und uns weiterhin dafür einsetzen, dass die 

richtigen Modelle gefunden werden können, auch steuerrechtlich, die in Deutschland 

durchgesetzt werden können, um für mehr Wohnraum in unserem Land zu sorgen.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Herzlichen Dank, Herr Staatssekretär. Wei-

tere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Die Aussprache ist hiermit geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der federführende Ausschuss für Staatshaushalt und 

Finanzfragen empfiehlt Zustimmung.

Wer dem Antrag von Abgeordneten der CSU-Fraktion und der Fraktion der FREI-

EN WÄHLER zustimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind 

die CSU, die FREIEN WÄHLER, die AfD, die SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. 

Einzelne Gegenstimmen oder Stimmenthaltungen? – Die gibt es nicht. Dann ist dem 

Antrag hiermit einstimmig zugestimmt worden.
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